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Text 

Grundbücherliche Sicherung des Wohnungseigentumsbewerbers 

§ 40. (1) Auf Antrag des Liegenschaftseigentümers ist im Grundbuch anzumerken, dass für die 
Begründung von Wohnungseigentum die Verpfändung bis zu einem bestimmten Betrag vorbehalten wird 
(Anmerkung der vorbehaltenen Verpfändung). 

(2) Auf Antrag des Wohnungseigentumsbewerbers oder des Wohnungseigentumsorganisators ist die 
Zusage der Einräumung des Wohnungseigentums im Grundbuch anzumerken (Anmerkung der 
Einräumung von Wohnungseigentum). Ist der Wohnungseigentumsorganisator nicht alleiniger 
Liegenschaftseigentümer, so ist dazu die Zustimmung des alleinigen Eigentümers beziehungsweise aller 
(anderen) Miteigentümer der Liegenschaft erforderlich; einer öffentlichen Beglaubigung dieser 
Zustimmungserklärungen bedarf es nicht. In der Anmerkung sind der Wohnungseigentumsbewerber und 
die Bezeichnung des wohnungseigentumstauglichen Objekts anzuführen. Die Anmerkung kann auf Grund 
eines Rechtsgeschäfts unter Lebenden oder von Todes wegen mit Rang wahrender Wirkung an den 
Erwerber des Rechts auf Einräumung des Wohnungseigentums übertragen werden (Anmerkung der 
Übertragung des Rechts auf Wohnungseigentumseinräumung); diese Anmerkung erfolgt auf Antrag des 
bisherigen oder des neuen Wohnungseigentumsbewerbers mit Zustimmung des jeweils anderen. 

(3) Gleichzeitig mit der erstmaligen Eintragung einer Anmerkung nach Abs. 1 oder 2 sind in der 
Aufschrift des Gutsbestandsblatts die Worte „Wohnungseigentum in Vorbereitung“ einzutragen. 

(4) Wird an dem in der Anmerkung der Einräumung von Wohnungseigentum angeführten 
wohnungseigentumstauglichen Objekt Wohnungseigentum begründet, so kann der eingetragene 
Wohnungseigentumsbewerber die Einverleibung seines Eigentums am Mindestanteil und des 
Wohnungseigentums im Rang dieser Anmerkung auch dann verlangen, wenn die Liegenschaft nach der 
Anmerkung einem Dritten übertragen oder belastet wurde. § 57 Abs. 1 GBG 1955 ist entsprechend 
anzuwenden. Von der Löschung sind jedoch folgende Eintragungen ausgenommen: 
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 1. Veräußerungsverbote gemäß § 49 des Wohnbauförderungsgesetzes 1984 oder nach den 
landesgesetzlichen Vorschriften für die Wohnbauförderung und Wohnhaussanierung, 

 2. Eintragungen, zu deren Übernahme sich der Wohnungseigentumsbewerber gegenüber dem 
Liegenschaftseigentümer verpflichtet hat, und 

 3. Pfandrechte im Rang einer Anmerkung der vorbehaltenen Verpfändung, sofern diese der 
Anmerkung der Einräumung von Wohnungseigentum im Rang vorging, bis zum angemerkten 
Betrag. 

(5) Die Anmerkung der vorbehaltenen Verpfändung darf, wenn im Rang danach eine Anmerkung 
der Einräumung von Wohnungseigentum und nach dieser ein Pfandrecht eingetragen ist, nur mit 
Zustimmung des Pfandgläubigers gelöscht werden. Die Anmerkung der Einräumung von 
Wohnungseigentum darf vor den in Abs. 4 genannten Eintragungen nur mit Zustimmung des 
eingetragenen Wohnungseigentumsbewerbers gelöscht werden. 

Anmerkung 

Zu dieser Bestimmung gibt es im HELP folgenden Artikel: Frei finanzierte Eigentumswohnungen 
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